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Wie kommt ein Jugendamt

zu Sozialraumbudgets?

Eine Wegskizze aus dem

Kreis Segeberg

Das Jugendamt des Kreises Segeberg (neu-
deutsch: „Produktgruppe Jugend und Familie“)
bildet seit dem Haushaltsjahr 1999 unter Her-
anziehung von Bedarfs- und Leistungsindikato-
ren sogenannte Sozialraumbudgets für alle Be-
ratungs- und Erziehungshilfen, um damit eine
gerechtere Verteilung und eine verbesserte Bin-
nensteuerung der zur Verfügung stehenden
Haushaltsmittel zu erreichen.

Hintergrund

Der Kreis Segeberg ist ein Flächenkreis mit
rund 240.000 Einwohner/innen im Süden
Schleswig-Holsteins. Etwa die Hälfte der Kreis-
bevölkerung lebt im unmittelbaren Einzugsbe-
reich der Metropolregion Hamburg, die andere
Hälfte lebt in kleineren Städten und Gemeinden
sowie in ländlichen Gebieten. Schon diese
grobe Skizzierung zeigt, dass sich die Sozial-
struktur des Kreises sehr unterschiedlich dar-
stellt.

Wegweiser Reform

Die Kreisverwaltung Segeberg befindet sich
seit 1994 in einem Reformprozess. Wie zahlrei-
che andere Kommunen hat sich auch der Kreis
Segeberg vom Neuen Steuerungsmodell der
KGSt dazu anregen lassen, mithilfe aktiver Mo-
dernisierungsmaßnahmen eine Verbesserung
der Wirtschaftlichkeit, der Steuerung und der
Bürgerorientierung seiner Leistungen zu erzie-
len. Für Verwaltungen bis dahin fremde Begrif-
flichkeiten wie Produkt, Controlling, Budgetie-
rung, Kosten- und Leistungsrechnung,
dezentrale Ressourcenverantwortung. Kon-
traktmanagement usw. wurden eingeführt.
Führungskräfte und Mitarbeiter/innen waren
gleichermaßen verwirrt. Wie bei fast allen Re-
formprozessen kam es sowohl zu heftigen Ab-
wehrbewegungen wie auch ehrgeizigen Aneig-
nungsversuchen. Inzwischen haben sich die
Gemüter beruhigt, der Kreis Segeberg hat sei-
nen eigenen Reformweg gefunden.

Diese internen Prozessen betrafen natürlich
auch das Kreisjugendamt. Schnell war aller-
dings klar, dass für das Jugendamt eine nur
technokratische Übernahme der Instrumente
des neuen Steuerungsmodells nicht in Betracht

käme. Trotz aller Skepsis der sozialpädagogi-
schen Fachkräfte bemühten sich Jugendhilfe-
planung und eine speziell eingerichtete Pro-
jektgruppe um die Verknüpfung von Zielen und
Methoden der Neuen Steuerung mit den Zielen
einer fachlichen Weiterentwicklung der Ju-
gendhilfeleistungen im Sinne des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes sowie des 8. Jugendbe-
richtes der Bundesregierung.

Dabei wurden grundsätzliche Bedenken über
die Vereinbarkeit von Kernelementen der
Neuen Steuerung mit dem Rechtsrahmen des
Kinder- und Jugendhilfegesetzes (vgl. KREFT,
NDV 4/99, Die „sperrige Fachlichkeit“ des SGB
VIII) nicht geteilt oder – sofern eine Unverein-
barkeit offensichtlich war wie z. B. beim Be-
darfsdeckungsprinzip/Rechtsanspruch versus
Budgetierung – bewusst zurückgestellt, um Ver-
waltung und Jugendhilfeausschuss experi-
mentelle Steuerungsmöglichkeiten zu eröffnen.

Wegweiser Fachziele

Ausgehend von der Forderung von Politik
und Verwaltungsspitze, die Kreisverwaltung
Segeberg solle sich im Rahmen der Verwal-
tungsstrukturreform zu einem bürgerorientier-
ten und wirtschaftlichen Dienstleistungsunter-
nehmen entwickeln, wurde versucht, diese sehr
allgemeine Leitlinie im Interesse einer nutzero-
rientierten Aufgabenwahrnehmung der Ju-
gendhilfe und für eine künftige Aufbauorgani-
sation des Jugendamtes weiterzuentwickeln.

Dabei bildete die Perspektive der leistungs-
berechtigten Kinder, Jugendlichen und Fami-
lien den Ausgangspunkt aller Strukturüberle-
gungen für die Jugendhilfe. Auf der Basis
konkreter Bedarfslagen der Leistungsberech-
tigten lassen sich die bekannten Zielvorgaben
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes nach fol-
genden Funktionen in eine Reihenfolge ordnen
(vgl. hierzu JORDAN, Jugendhilfeplanung Kreis
Segeberg, 6/97, S. 12):
■ Vorbeugung und Verhinderung von Pro-

blemlagen von Kindern, Jugendlichen und
Familien,

■ Entlastung und Unterstützung von Kindern
und Jugendlichen in Problemlagen sowie
von Familien bei ihren Erziehungs- und Ver-
sorgungsaufgaben,

■ Kompensation (= Ergänzung) familiärer Ver-
sorgungs- und Erziehungsleistungen,

■ zeitweiliger oder längerfristiger Ersatz fami-
liärer Versorgungs- und Erziehungsleistun-
gen.

Aus dieser abgestuften und aufeinander auf-
bauenden Funktionalität von Kinder- und Ju-
gendhilfe leiten sich für die Aufgabenwahrneh-
mung und Organisation eines Jugendamtes
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folgende fachlichen Handlungsziele und Her-
ausforderungen ab:
■ Es bedarf  der aktiven Sorge um die Förde-

rung einer bedarfsgerechten und belastba-
ren örtlichen sozialen Infrastruktur und
Prävention.

■ Entlastung und Unterstützung, d.h. laufende
Beratungen und Betreuungen müssen früh-
zeitig und niederschwellig zur Verfügung
stehen, von Familien ortsnah und ohne zu-
sätzliche psychische und soziale Belastun-
gen in Anspruch genommen werden kön-
nen.

■ Lebensort- und familienergänzende Hilfen
müssen sich in Art, Umfang und Qualität
sehr flexibel an die individuellen Lebenssi-
tuationen der Hilfeempfänger anpassen
können.

Mit vergleichbaren Aussagen hat die KGSt
mit ihren Berichten 3/1993 „Ziele, Aufgaben
und Tätigkeiten des Jugendamtes“ und 3/1995
„Aufbauorganisation in der Jugendhilfe“ die
wesentlichen Leitvorstellungen für die Organi-
sation eines modernen Jugendamtes zusam-
mengefasst und konkretisiert:
■ Jugendhilfe soll nicht erst bei akuten Pro-

blemen oder Krisen einsetzen, sondern soll
nach Möglichkeit präventiv wirken und ins-
besondere Selbsthilfepotentiale aktivieren.

■ Jugendhilfe soll möglichst in der unmittel-
baren Lebenswelt der Betroffenen  wirken.
Deshalb sollen die Produkte der Jugendhilfe
bürgernah in den gewachsenen lokalen
Strukturen angeboten werden.

■ Beratungs- und Hilfeangebote sind dann be-
sonders wirksam und wirtschaftlich, wenn
die Produkte im Einzelfall in einer Hand lie-
gen und nahtlos ineinander übergehen.

Umweg Produktbildung

Die zur Umsetzung dieser Leitgedanken im
Interesse der Neuen Steuerung erforderliche
Produktstruktur konnte nur auf Umwegen ge-
funden werden. Der erste Entwurf eines Pro-
duktplanes für das Jugendamt umfasste na-
hezu 50 Produkte alleine im Bereich der
Erziehungshilfen. Er war nicht nur ein Abbild
aller entsprechenden Leistungsparagraphen
des KJHG, sondern spiegelte zudem alle vor-
handenen Organisationseinheiten („Wird sind
auch ein Produkt!“) und die meisten Haus-
haltsstellen („Darauf können wir doch keines-
falls verzichten!“) des Jugendamtes wieder. Al-
lerdings erkannten alle Beteiligten schnell, dass
ein solch kleinteiliger Produktplan zu Steue-
rungszwecken gänzlich ungeeignet ist und
keine Verbesserung darstellt.

Es wurden mehrere radikale Schritte zur Ver-

ringerung der Anzahl der Produkte unternom-
men, Letztendlich verständigte man sich für die
Erbringung der Beratungs- und Erziehungshil-
fen durch das Jugendamt auf drei parallele Pro-
dukte „Sozialpädagogische Hilfen“ in drei als
Sozialräume betrachteten Regionen des Krei-
ses.

Produkte und Produktbeschreibungen sind
das Kernstück Neuer Steuerung. Sie sind die
zentralen Träger aller relevanten Steuerungsin-
formationen  für Politik und Verwaltung. Zu-
gleich stellen die Verwaltungsprodukte für die
Politik (bzw. mittelbar für die Bürger/innen und
Nutzer/innen) den Ausgangspunkt für Fragen
der Zielfindung und Zielbindung dar. Die Pro-
dukte bilden somit die Schnittstelle zwischen
Bürger/innen und Verwaltung.

Für die Verwaltung stellen die Produkte in er-
ster Linie den Ausgangspunkt für die Fragen
einer sachgerechten und wirtschaftlichen Ziel-
erreichung dar. Zu diesen Fragen gehören
neben der Ermittlung und Ausweisung der Pro-
duktkosten und der Produktqualität u.a. auch
die Fragen der folgerichtigen Bildung und Be-
schreibung von Produkten, der Bündelung von
Leistungen zu steuerungsrelevanten Produkten
sowie Fragen nach dem Aufbau der Produkte
und nach dem Verhältnis der Produkte unter-
einander. Nur wenn diese Fragen hinreichend
geklärt sind, lässt sich ein Produktplan bruchlos
auf eine Aufbauorganisation übertragen. Erst
„eine konsequente Dienstleistungsorientierung
der Verwaltung führt von der bisher aufgaben-
bezogenen zur produktbezogenen Aufbauorga-
nisation“ (KGSt, a. a. O.).

Wegweiser Steuerung

Obwohl der Leistungsumfang der Sozial- und
Jugendhilfe prinzipiell von der Entwicklung an-
derer sozialer Sicherungssysteme sowie von
den gesellschaftlichen und demographischen
Entwicklungen in den jeweiligen Bezugsregio-
nen abhängt, lassen sich fachlich und sozialpo-
litisch weitgehend unstrittig folgende Felder
der Binnensteuerung und Ordnung der Lei-
stungsbereiche Jugendhilfe und Sozialhilfe
ausmachen:
■ das Prinzip der Subsidiarität und der Vor-

rang der Selbsthilfe,
■ das Verhältnis zwischen präventiv fördern-

der Hilfen, Verselbständigungshilfen und
nachgehenden Hilfen,

■ die Stufigkeit von familien- und lebensort-
entlastenden, kompensierenden und erset-
zenden Hilfen (plakativ und deshalb nicht
ganz richtig: „ambulant vor stationär“),die
Verhältnisse 

■ zwischen Geld- und Sachleistungen,
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■ zwischen sozial- und infrastrukturell unter-
schiedlichen Regionen,

■ zwischen Angeboten freier Anbieter und
örtlicher Jugendhilfeträger

■ sowie die Berücksichtigung der Ausgleichs-
und Ergänzungsfunktion eines Kreises ge-
genüber seinen kreisangehörigen Städten,
Ämtern und Gemeinden.

Im Hinblick auf diese Steuerungsfelder hatten
wir gedanklich die Aufgaben des Kreisjugen-
damtes grob unterschieden zwischen einerseits

„Allgemeiner Förderung“ – d. h. Förderung
sozialer Infrastruktur, z. B. von aufgabenbezo-
genen Einrichtungen, Projekten wie Jugendar-
beit, Kindergärten usw., und andererseits

„Hilfen in Problemlagen“ – d. h. der ganze
Bereich individueller, einzelfallbezogener, in der
Regel durch Hilfeplanungen und Rechtsan-
sprüche begründeter Hilfen für bestimmte Per-
sonenkreise oder besonders definierte Notla-
gen, z. B. Beratung, Hilfe zur Erziehung
innerhalb oder außerhalb des Elternhauses,
rechtliche Vertretung usw.

Während sich der Bereich der „Allgemeinen
Förderung“ noch relativ gut in einer struktur-
konservativen Weise als ein kreisweites zentra-
les Geschäft verstehen ließ, erforderten die
„Hilfen in Problemlagen“ eine besondere, de-
zentralen Angebotsstruktur oder „Vertriebs-
struktur“.

Wegweiser Sozialraum

Die letztlich gewählte Sozialraumorientierung
der Beratungs- und Erziehungshilfen trägt dem
Umstand Rechnung, dass die Wirksamkeit und
Machbarkeit von Angeboten der Jugendhilfe
sich erst im unmittelbaren Lebens- und Woh-
numfeld der Kinder, Jugendlichen und Familien
entfalten kann. Eine wesentliche Qualität sozia-
ler Dienstleistung beweist sich darin, ob der
Helfer mit dem Alltag, dem Umfeld und den Be-
dürfnislagen der Menschen vertraut ist und ob
die Hilfen wohnortnah und lebensweltorientiert
angeboten werden.

Stärker regionalisierte und dekonzentrierte
Sozialdienste des Jugendamtes können sicher
wesentlich direkter und flexibler auf örtliche
Bedarfslagen reagieren bzw. diese frühzeitig er-
kennen. Sie können, über die klassische Einzel-
fallhilfe hinaus, niederschwellige Gemeinwe-
senarbeit und Gruppenarbeit entwickeln sowie
die notwendigen Kooperationsbezüge zu den
örtlichen Einrichtungen (Schulen, Kindergärten
usw.) verstärken. Dies trägt zu einer Erhöhung
der Dienstleistungsqualität und der Nutzer-
freundlichkeit bei. Das Prinzip der Sozialrau-
morientierung unterstützt als „Seismograph für

Problemlagen“ aktiv den notwendigen fachli-
chen Standard, der allen Kindern und Jugend-
lichen langfristig eine ungefährdete Entwick-
lung an ihrem Lebensort und in ihrer Familie
ermöglicht.

Umweg Vision

Trotz der Schwierigkeit, in einem Flächen-
kreis mehrere ortsnahe und zugleich arbeits-
fähige Angebote zu etablieren, hat sich der
Kreis Segeberg bemüht, eine verbesserte re-
gionale Aufbaustruktur des Jugendamtes und
seiner einzelfallbezogenen sozialen Dienstlei-
stungen zu erreichen.

Im Rahmen einer sehr weitgehenden und
überwiegend nutzerorientierten Anwendung
der o. g. Strukturprinzipien auf den Flächen-
kreis Segeberg sollten nach dem Ergebnis
einer Projektgruppe alle einzelfallbezogenen
Leistungen und Aufgaben der Jugendhilfe von
multiprofessionell zusammengesetzten Teams
an insgesamt sechs auf das Kreisgebiet verteil-
ten Standorten erbracht werden.

Diese Teams bestehen aus mindestens fünf
sozialpädagogischen Fachkräften mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten und mindestens
zwei Verwaltungskräften, um eine aufgabenge-
rechte Arbeitsfähigkeit und eine hohe Dienst-
leistungsqualität der Außenstellen zu gewähr-
leisten. Die Teams sind mit einer möglichst
vollständigen Ergebnis-, Fach- und Ressour-
cenverantwortung für ihren regionalen Ein-
zugsbereich sowie mit Teilbudgets ausgestat-
tet. Die Unterstützung der Teams sowie alle
allgemeinen Forderungen und Leistungen der
Jugendhilfe ist in der Zentrale des Jugendam-
tes in der Kreisverwaltung Segeberg angesie-
delt.

Wegen der nur begrenzt zur Verfügung ste-
henden Personalressourcen und im Hinblick
auf die vorhandenen Arbeitsteilungen zwi-
schen den Sachgebieten und Abteilungen des
Jugendamtes stellte sich eine derart konse-
quente Dezentralisierung und Neuorganisation
des Jugendamtes in „sechs kleine dezentrale
Jugendämter“ lediglich als eine Option für
zukünftige Entwicklungen dar. Pragmatische
Gründen führten zu der Entscheidung, die
Strukturprinzipien nur so weit wie möglich auf
die vorhandene Organisation des Jugendamtes
anzuwenden.

Meilensteine

Immerhin hat sich auch durch diese begrenze
Einführung der neuen Steuerungskriterien eini-
ges geändert. Die Verantwortung für die fach-
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liche, personelle und wirtschaftliche Erbrin-
gung und damit auch die Fragen der Weiter-
entwicklung der Beratungs- und Erziehungshil-
fen hat sich von der Leitung des Amtes auf drei
regional Produktverantwortliche und die dort
jeweils tätigen sozialpädagogischen Fachkräfte
verlagert.

Sämtliche Haushaltsmittel des Jugendamtes,
die auf das Leistungsgeschehen in den Sozial-
räumen entfallen (einschließlich Personal- und
Geschäftsausgaben, etc.) wurden parallel zur
fortbestehenden kameralistischen Haushalts-
systematik im Rahmen eines Produkthaushal-
tes auf die Produkte zur dezentralen Bewirt-
schaftung verteilt. Damit wurde neben der
Produktbildung ein weiteres Kernelement der
Neuen Steuerung, die dezentrale Ressourcen-
verantwortung, eingeführt.

Schwierige Wegstrecke –

Wegweiser Jugendhilfeplanung

Eine besondere Herausforderung stellt aller-
dings die bedarfs- und sachgerechte Aufteilung
begrenzter Ressourcen (Personal und Haus-
haltsmittel) auf die Produktbudgets bzw. auf die
Sozialräume dar. Bis vor kurzem war den mei-
sten Jugendämtern weder bekannt noch EDV-
technisch ermittelbar, in welchem Umfang sich
der Ressourcenverbrauch für einzelfallbezo-
gene Hilfen auf die verschiedenen Regionen
ihres Zuständigkeitsbereiches aufteilte. Nur
durch zeitaufwendige, fehlerbehaftete manu-
elle Abgleiche zwischen statistischem Lei-
stungsumfang und Buchungsumfang bzw.
Rechnungsergebnis ließen sich Annäherungs-
werte anhand von Durchschnittskosten ermit-
teln.

In einer gemeinsamen Stellungnahme der
AGJ und des DST wird betont, „dass eine be-
triebswirtschaftliche Orientierung und entspre-
chendes Kostenbewusstsein vorhanden sein
muss. Sozialräumliche Zuordnung von Mitteln
bietet sich für bestimmte Aufgaben dann an,
wenn Jugendhilfe ein aussagekräftiges System
von Statistik und Berichterstattung und ein dif-
ferenziertes System von Controlling (...) ent-
wickelt hat“ (AGJ, 2/99).

Eine unverzichtbare Voraussetzung für die
Reformen der Jugendhilfeplanung im Kreis Se-
geberg war der Entwurf und die verbindliche
Einführung eines sozialräumlich aufgefächer-
ten Konzeptes zur statistischen Erfassung aller
Leistungen des Jugendamtes. Aus diesen Er-
fassungen, die weit über die Anforderungen
der statistischen Landesämter hinausgehen,
lassen sich wertvolle Steuerungsinformationen
und Erkenntnisse über das Leistungsprofil ein-
zelner Teams oder Produkte gewinnen.

Darüber hinaus wurde von der Jugendhilfe-
planung im Jahr 1996 erstmals ein Sozialatlas
für das Kreisgebiet aufgelegt, der aufgrund
eines umfangreichen Datenkonzeptes in sehr
differenzierter Weise die sozialstrukturellen
Merkmale und Unterschiede der kreisangehöri-
gen Kommunen aufbereitete. Auch wenn ein
solch umfängliches Werk nicht jährlich fortge-
schrieben werden kann, vermittelt die einma-
lige Arbeit an einem Sozialatlas den damit be-
fassten Mitarbeiter/innen aber Sicherheit und
wertvolle Erfahrungen im Umgang mit Daten-
quellen, hinsichtlich der Aussagekraft einzelner
Schlüsseldaten sowie späterer Sozialstruktur-
Erhebungen. Schließlich sind konkrete und
ausgewählte Sozialstrukturdaten auf sozialrä-
umlicher Basis auch immer Indikatoren für Be-
darfskonstellationen in der Kinder- und Ju-
gendhilfe.

Ungewohnte Aussicht

Im Kreis Segeberg wurde zum Beispiel erst-
mals im Jahr 1997 die Leistungsdaten der Hil-
fen zur Erziehung und die entsprechenden
Durchschnittskosten in ein Verhältnis zur jewei-
ligen Jugendpopulation der Regionen (Basis
ca. 15.000 – 20.000 Jugendeinwohner pro Re-
gion) gesetzt. Das Ergebnis war überraschend:
Insgesamt und besonders in einzelnen Lei-
stungsfeldern ergaben sich Unterschiede beim
Leistungsumfang der Regionen in Höhe von 50
bis 100 Prozent, obwohl die meisten Abwei-
chungen nicht durch besondere sozialstruktu-
relle Gegebenheiten erklärbar waren. Es ent-
wickelten sich spannende und z.T. fortdauernde
Diskussionen mit den sozialpädagogischen
Fachkräften. Sind diese Unterschiede Zufälle?
Führen individuelle Fachlichkeiten zwangsläu-
fig zu derart unterschiedlichen Ergebnissen?
Haben die Unterschiede mit der Nähe zu Ent-
scheidungsträgern zu tun? Lassen sich solche
Phänomene überhaupt erklären geschweige
denn steuern?

Im Rahmen dieser Diskussionen entwickelte
sich der Begriff „Verteil- und Bedarfsgerechtig-
keit“ als ein weiterer Aspekt für die Beteiligung
von Sozialraumbudgets und als Grundlage für
einen angemessenen Ressourcenverbrauch
(z. B. auch bei der Personalausstattung) heraus.

Als rechnerische Bemessungsgröße für die
regionalen Teilbudgets wurde zunächst nur der
jeweils aktuelle Jugend-Einwohner-Index her-
angezogen. In den Jugend-Einwohner-Index
fließt als Grundzahl lediglich der Anteil der Ju-
gendeinwohner/innen im Alter von 0 bis 21
Jahren an der Gesamtbevölkerung ein. Die so
ermittelte Prozentzahl wird in einem sogenann-
ten Standard-Punktzahl-Verfahren in ein Ver-
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hältnis zu den Werten der anderen Regionen
gesetzt. Ggf. sollten zum Ausgleich von regio-
nalen Sonderbedarfen und im Hinblick auf die
nicht nach Index gewichtete Verteilung des Sta-
tus quo geeignete Übergangsberechnungen
bis zu Erreichung einer akzeptierten und rea-
litätsnahen Verteilergerechtigkeit angestellt
werden (z. B. Bildung eines gemeinsamen
Fonds inkl. Umsteuerungsüberlegungen).

1998 wurden die vorhanden Stellen der sozi-
alpädagogischen Fachkräfte der Sachgebiete
Allgemeiner Sozialer Dienst, Erziehungsbei-
standschaften und Sozialpädagogische Famili-
enhilfe (einschließlich der Kapazitäten in freier
Trägerschaft) erstmals nach dem aktuellen Ju-
gend-Einwohner-Index auf die drei vorhande-
nen Dienststellen verteilt. Die Stellen der sozi-
alpädagogischen Fachkräfte des Sachgebietes
Adoptions- und Pflegestellenwesen wurden
weiterhin nach Maßgabe der Pflegestellen-
dichte in den Regionen eingesetzt.

Eine analoge Berechnung für regional einzu-
setzende Haushaltsmittel in 1998 gemäß Ju-
gend-Einwohner-Index ergab jedoch, dass in
einer Region aufgrund der genannten Un-
gleichgewichte Einsparungen in unrealistischer
Höhe hätten erzielt werden müssen, während
eine andere Region überproportionale Zu-
wächse erhalten hätte. Auf eine sofortige Um-
setzung des Modells Sozialraumbudgets wurde
deshalb im Jahr 1998 verzichtet.

Wegweiser Indikatoren-Konzept

Für das Haushaltsjahr 1999 wurde stattdes-
sen ein Indikatoren-Konzept mit höherer
Validität und Anwendbarkeit entwickelt und
eingesetzt. Neben dem Grundwert Jugendein-
wohner/innen wurden dabei aus einer Vielzahl
von Sozialdaten drei relevante Bedarfsindika-
toren ausgewählt, und zwar
1. die Zahl der Einwohner/innen pro Hektar

Siedlungs- und Verkehrsfläche,
2. die Zahl der minderjährigen Empfänger/

innen von Hilfe zum Lebensunterhalt,
3. die Zahl der Arbeitslosen,sowie zwei aussa-

gefähige Leistungsindikatoren,
4. der Bruttoaufwand für Hilfen zur Erziehung

pro Jugendeinwohner/in,
5. der Bruttoaufwand für ambulante Erzie-

hungshilfen pro Jugendeinwohner/in.
Die fünf Werte wurden mit relativ geringem

Aufwand jeweils mit dem aktuellsten verfügba-
ren Stand ermittelt, einzeln dem Standard-
Punktzahl-Verfahren unterzogen und ansch-
ließend gleichgewichtig berücksichtigt. Die
Angemessenheit dieser Indikatoren im Hinblick
auf die Abbildung von Jugendhilfebedarfen
sowie überzeugende Korrelationsberechnun-

gen wurden von ISA e.V. durchgeführt und ver-
öffentlicht (vgl. JORDAN/ STANKAT, Modellbe-
rechnungen SH, 10/98).

Die Quartalsergebnisse des Jahres 1999 be-
stätigen bisher, dass ein solches Indikatoren-
Konzept eine wesentliche planerische Unter-
stützung zur Bildung von sozialraumbezogenen
Budgets darstellt. Darüber hinaus sind in Ver-
bindung mit Schlüsselkennzahlen und inter-
kommunalen Vergleichen (z. B. Kosten pro Ju-
gendeinwohner/in) Steuerungsmöglichkeiten
eröffnet. Der Kreis Segeberg fühlt sich insofern
auf dem richtigen Weg und wird an der Fort-
entwicklung dieser Systeme weiterarbeiten.
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